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Kodexrevision Jänner 2020: Übersicht über die Änderungen 
(Änderungen unterstrichen) 

 
26b. Der Aufsichtsrat hat Grundsätze für die Vergütung der Mitglieder des Vorstands             L 
aufzustellen (Vergütungspolitik).  
Die Vergütungspolitik hat die Geschäftsstrategie und die langfristige Entwicklung der 
Gesellschaft zu fördern und zu erläutern, wie sie das tut. Sie muss klar und verständlich 
sein und die verschiedenen festen und variablen Vergütungsbestandteile, einschließlich 
sämtlicher Boni und anderer Vorteile in jeglicher Form, unter Angabe ihres jeweiligen 
relativen Anteils, beschreiben.  
In der Vergütungspolitik ist zu erläutern, wie die Vergütungs- und Beschäftigungsbedingungen 
der Arbeitnehmer der Gesellschaft bei der Festlegung der Vergütungspolitik berücksichtigt 
worden sind.  
Die maßgeblichen Kriterien für variable Vergütungsbestandteile sind in der Vergütungspolitik 
klar und umfassend festzulegen und die finanziellen und nichtfinanziellen Leistungskriterien 
anzugeben. Es ist weiters zu erläutern, inwiefern diese Kriterien die langfristige Entwicklung 
der Gesellschaft fördern und mit welchen Methoden die Erfüllung der Kriterien festgestellt 
werden soll. Sie hat Informationen zu etwaigen Wartefristen sowie zur Möglichkeit der 
Gesellschaft zu enthalten, variable Vergütungsbestandteile zurückzufordern.  
Gewährt die Gesellschaft eine aktienbezogene Vergütung, so hat die Vergütungspolitik Warte- 
und Behaltefristen zu präzisieren und zu erläutern, inwiefern die aktienbezogene Vergütung die 
langfristige Entwicklung der Gesellschaft fördert.  
In der Vergütungspolitik sind die Laufzeit der Verträge der Mitglieder des Vorstands, die 
maßgeblichen Kündigungsfristen, die Hauptmerkmale von Zusatzpensionssystemen und 
Vorruhestandsprogrammen sowie die Bedingungen für die Beendigung und die dabei zu 
leistenden Zahlungen anzugeben.  
Es ist das Verfahren zu erläutern, wie diese Politik festgelegt, überprüft und umgesetzt wird.  
Unter außergewöhnlichen Umständen kann die Gesellschaft vorübergehend von ihrer 
Vergütungspolitik abweichen. In jeder überprüften Vergütungspolitik sind sämtliche 
wesentlichen Änderungen zu beschreiben und zu erläutern. 
Die Vergütungspolitik ist der Hauptversammlung mindestens in jedem vierten Geschäftsjahr 
sowie bei jeder wesentlichen Änderung zur Abstimmung vorzulegen. Die Abstimmung hat 
empfehlenden Charakter. Der Beschluss ist nicht anfechtbar.  
Die Vergütungspolitik ist nach der Abstimmung in der Hauptversammlung zusammen mit dem 
Ergebnis der Abstimmung spätestens am zweiten Werktag nach der Hauptversammlung auf 
der Internetseite der Gesellschaft zu veröffentlichen und hat dort mindestens für die Dauer 
ihrer Gültigkeit kostenfrei zugänglich zu bleiben.1  
 
29. Die Anzahl und Aufteilung der eingeräumten Optionen, deren Ausübungspreis sowie        L 
der jeweilige Schätzwert zum Zeitpunkt der Einräumung und Ausübung sind im 
Geschäftsbericht darzustellen2. 
Die im Geschäftsjahr gewährten Gesamtbezüge des Vorstands sind im Anhang zum  
Jahresabschluss auszuweisen. 
Im Corporate Governance Bericht sind die Gesamtbezüge der einzelnen Vorstandsmitglieder 
(§ 239 Abs. 1 Z 4 lit. a UGB) und die Grundsätze der Vergütungspolitik anzugeben.3 

 
29a. Vorstand und Aufsichtsrat haben einen klaren und verständlichen Vergütungsbericht      L 
zu erstellen. Dieser hat einen umfassenden Überblick über die im Lauf des letzten 
Geschäftsjahrs den aktuellen und ehemaligen Mitgliedern des Vorstands im Rahmen der 
Vergütungspolitik gewährten oder geschuldeten Vergütung einschließlich sämtlicher Vorteile 
in jeglicher Form zu bieten.  

                                            
1 Gekürzte Wiedergabe von §§ 78a und 78b AktG. Die Vergütungspolitik ist erstmalig der ordentlichen 

Hauptversammlung in dem Geschäftsjahr vorzulegen, das nach dem 10. Juni 2019 beginnt.   
2 Hierbei handelt es sich um eine kurz gefasste Wiedergabe von § 239 Abs 1 Z 5 UGB. Für die genaue 

Umsetzung wird auf diese Bestimmung verwiesen. 
3 Die Angaben zu den Gesamtbezügen der einzelnen Vorstandsmitglieder und zu den Grundsätzen der 

Vergütungspolitik können erstmals im Corporate Governance Bericht über jenes Geschäftsjahr unterbleiben, das 
nach dem 10. Juni 2019 beginnt. 
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Der Vergütungsbericht hat gegebenenfalls die folgenden Informationen zu enthalten:  

 Die Gesamtvergütung, aufgeschlüsselt nach Bestandteilen, den relativen Anteil von festen 
und variablen Vergütungsbestandteilen sowie eine Erläuterung, wie die Gesamtvergütung 
der Vergütungspolitik entspricht, einschließlich von Angaben dazu, wie die 
Gesamtvergütung die langfristige Leistung der Gesellschaft fördert und wie die 
Leistungskriterien angewendet wurden;  

 die jährliche Veränderung der Gesamtvergütung, des wirtschaftlichen Erfolgs der 
Gesellschaft und der durchschnittlichen Entlohnung der sonstigen Beschäftigten der 
Gesellschaft auf Vollzeitäquivalenzbasis, zumindest für die letzten fünf Geschäftsjahre und 
in einer Weise, die einen Vergleich ermöglicht;  

 jegliche Vergütung von verbundenen Unternehmen;  

 die Anzahl der gewährten oder angebotenen Aktien und Aktienoptionen und die 
wichtigsten Bedingungen für die Ausübung der Rechte, einschließlich des 
Ausübungspreises, des Ausübungsdatums und etwaiger Änderungen dieser Bedingungen;  

 Informationen dazu, ob und wie von der Möglichkeit Gebrauch gemacht wurde, variable 
Vergütungsbestandteile zurückzufordern;  

 Informationen zu etwaigen Abweichungen von dem Verfahren zur Umsetzung der 
Vergütungspolitik.  

Der Vergütungsbericht für das letzte Geschäftsjahr ist der Hauptversammlung zur Abstimmung 
vorzulegen. Die Abstimmung hat empfehlenden Charakter. Der Beschluss ist nicht anfechtbar. 
Die Gesellschaft hat im darauffolgenden Vergütungsbericht darzulegen, wie dem 
Abstimmungsergebnis in der letzten Hauptversammlung Rechnung getragen wurde.  
Der Vergütungsbericht ist auf der Internetseite der Gesellschaft kostenfrei zehn Jahre lang 
öffentlich zugänglich zu machen.4  
 
50. Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder wird von der Hauptversammlung oder in            L 
der Satzung festgelegt und trägt der Verantwortung und dem Tätigkeitsumfang sowie der  
wirtschaftlichen Lage des Unternehmens Rechnung. 
Hinsichtlich der Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder sind eine Vergütungspolitik und ein 
Vergütungsbericht unter sinngemäßer Anwendung der Regeln für den Vorstand aufzustellen.  

 
60. Die Gesellschaft hat einen Corporate Governance Bericht aufzustellen, der zumindest         L 
folgende Angaben enthält5: 
• die Nennung eines in Österreich oder am jeweiligen Börseplatz allgemein  

anerkannten Corporate Governance Kodex; 
• die Angabe, wo dieser öffentlich zugänglich ist; 
• soweit sie von den Comply or Explain-Regeln des Kodex abweicht, eine Erklärung, 

 in welchen Punkten und aus welchen Gründen diese Abweichung erfolgt6; 
• wenn sie beschließt, keinem Kodex zu entsprechen, eine Begründung hiefür; 
• die Zusammensetzung und die Arbeitsweise des Vorstands und des Aufsichtsrats 

 sowie seiner Ausschüsse; 
• die Gesamtbezüge der einzelnen Vorstandsmitglieder und die Grundsätze der  

Vergütungspolitik7; 
• die Maßnahmen, die zur Förderung von Frauen im Vorstand, im Aufsichtsrat und  

in leitenden Stellen gesetzt wurden; 
• das Diversitätskonzept. 

                                            
4 Gekürzte Wiedergabe von §§ 78c, 78d und 78e AktG. Die Vergütungspolitik ist erstmalig der ordentlichen 

Hauptversammlung in dem Geschäftsjahr vorzulegen, das nach dem 10. Juni 2019 beginnt. Der Vergütungs-
bericht ist erstmalig der ordentlichen Hauptversammlung im darauf folgenden Geschäftsjahr vorzulegen.  
5 Ein Mutterunternehmen hat einen konsolidierten Corporate Governance Bericht aufzustellen. Im Anhang 2a des 

Kodex wird eine Grundstruktur für den Aufbau des Corporate Governance Berichts empfohlen. 
6 Im Anhang 2b sind Leitlinien für die Erklärung und Begründung von Abweichungen von C-Regeln des Kodex 

enthalten. 
7 Die Angaben zu den Gesamtbezügen der einzelnen Vorstandsmitglieder und zu den Grundsätzen der 

Vergütungspolitik können erstmals im Corporate Governance Bericht über jenes Geschäftsjahr unterbleiben, das 
nach dem 10. Juni 2019 beginnt. 
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Der Aufsichtsrat hat den Corporate Governance Bericht innerhalb von zwei Monaten nach 
Vorlage zu prüfen, sich gegenüber dem Vorstand darüber zu erklären und einen Bericht an die 
Hauptversammlung zu erstatten. 

 

 


